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Mitten in Berlin  
auf Brandenburger Boden 
Mit dem zur Tradition gewordenen Slogan „Mitten in Berlin auf 
Brandenburger Boden“ eröffnete der Leiter der vdek-Landesvertre-
tung Berlin/Brandenburg, Michael Domrös, in der Vertretung des 
Landes Brandenburg beim Bund in Berlin mit etwa 80 Gästen das 
diesjährige vdek-Herbstforum.

U
nter dem Thema „Versorgungs-
stärkungsgesetz (GKV-VSG): Um-
setzung visionär konkret oder 
konkret visionär“ diskutierten 

Politiker, ärztliche Selbstverwaltung und 
Vertreter der Ersatzkassen über die Ge-
staltungsmöglichkeiten des neuen Ge-
sundheitsreformgesetzes. Die Bandbreite 
der Themen erstreckte sich vom Innova-
tionsfonds über Arztnetze und sektoren-
übergreifende Versorgung bis hin zu den 
Chancen einer möglichst zielgenauen Be-
darfsplanung im ambulanten Bereich. Da-
bei ging es immer um passgenaue Lösun-
gen für die Metropole Berlin und für das 
Flächenland Brandenburg. Im Mittelpunkt 
der Diskussion stand an diesem Tag immer 
wieder der Innovationsfonds, mit dem der 
Gesetzgeber gezielt innovative Projekte 
fördern will. Insgesamt stehen dafür 1,2 
Milliarden Euro zur Verfügung: 900 Milli-
onen Euro für innovative Versorgungsmo-
delle und 300 Millionen Euro für die Ver-
sorgungsforschung.

In ihrem Impulsreferat „Versor-
gungsstärkungsgesetz nutzen! – Mit 
Mut zum Pragmatismus“ stellte die 

Geschäftsführerin des Bundesverbandes 
Managed Care e.V., Dr. Susanne Ozegow-
ski, den Innovationsfonds vor. Die Ver-
sorgungswissenschaftlerin stellte Mo-
delle zur geriatrischen Versorgung und 
zu strukturschwachen Regionen vor. So 
würde sich z. B. der Anteil der Hochbe-
tagten, also Menschen in der Altersgrup-
pe über 80 Jahren, in einigen Berliner 
Stadtteilen bis 2030 mehr als verdop-
peln. Des Weiteren gebe es das Phäno-
men  „strukturschwache Region“ nicht 
nur auf dem Land, sondern auch in ei-
nem Stadtstaat wie Berlin. Hier nannte 
sie beispielhaft den Versorgungsansatz 
der „kultursensiblen Versorgung“. Hand-
lungsbedarf sehe sie auch bei der Ver-
sorgungsforschung, also u. a. bei der Be-
darfsplanung. Ozegowski bewertet den 
Innovationsfonds insgesamt positiv. Sie 
ist davon überzeugt, dass der „Innovati-
onsfonds durch die erheblichen zusätz-
lichen finanziellen Mittel neuen Gestal-
tungsraum, neue Versorgungsmodelle 
jenseits sektoraler Strukturen eröffnet“. 
Die Förderbekanntmachung soll im De-
zember 2015 erfolgen. „Deshalb solle 
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Ziel des Wettbewerbes ist es, das 
breite Spektrum der Aktivitäten in der 
gesundheitlichen Selbsthilfe abzubil-
den. Zur Teilnahme eingeladen sind 
Studierende sowie junge Fotografen 
und Designer bis zwei Jahre nach Stu-
dienabschluss. Einsendeschluss ist 
Freitag, der 12. Februar 2016.
Die besten Wettbewerbsbeiträge wer-
den von einer prominent besetzten 
Jury prämiert. Es winken Preisgel-
der von insgesamt 8.000 Euro. Aus 
den Siegerfotos und weiteren über-
zeugenden Einsendungen wird eine 
Wanderausstellung konzipiert, die im 
Sommer 2016 in Berlin anlässlich der 
Preisverleihung eröffnet wird. An-
schließend wird die Ausstellung von 
den vdek-Landesvertretungen in al-
len Bundesländern einem breiten Pu-
blikum präsentiert. Weitere Informa-
tionen zum Fotowettbewerb stehen 
unter http://www.vdek.com/ueber_
uns/vdek-fotowettbewerb/selbsthilfe.
html zum Download bereit.

V D E K  S C H R E I B T  A U S

Fotowettbewerb 
„WAS KANN 
SELBSTHILFE?“

DER VDEK IST EIN ZUSAMMENSCHLUSS DER SECHS ERSATZKASSEN 

Techniker Krankenkasse (TK)

BARMER GEK
DAK-Gesundheit

Kaufmännische Krankenkasse - KKH

HEK – Hanseatische Krankenkasse

Handelskrankenkasse (hkk)

In den Ersatzkassen sind zusammen mehr als 26 Millionen Menschen in Deutschland 

gesetzlich versichert. Seit mehr als 30 Jahren unterstützen sie die gesundheitliche 

Selbsthilfe und fördern diese 2016 mit rund 28 Millionen Euro.

Der Wettbewerb wird von unserem Medienpartner „DER TAGESSPIEGEL“ unterstützt. WAS KANN 
SELBSTHILFE?

F O T O W E T T B E W E R B

„WAS KANN SELBSTHILFE?“

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) schreibt den Fotowettbewerb 

„WAS KANN SELBSTHILFE?“ aus. 

Die Schirmherrschaft übernimmt Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe.

Niemand sollte mit gesundheitlichen Problemen alleine sein. Aktiv zu werden und sich mit anderen 

Betroffenen auszutauschen – das bedeutet gesundheitliche Selbsthilfe. In jedem Alter. Und so vielfältig 

wie die (chronischen) Erkrankungen sind die Zusammenschlüsse von Menschen. Sie nehmen - neben 

der professionellen Gesundheitsversorgung - ihre Gesundheit selbst in die Hand und setzen auf die 

Kraft der Gemeinschaft.

Ob Rheuma, Depression, Krebs, seltene chronische Krankheiten oder Suchterkrankungen – die Selbsthilfe 

deckt ein weites Feld ab. Die Betroffenen nutzen ihre Kompetenzen und ihr Wissen, um sich gemeinsam 

mit der Erkrankung auseinanderzusetzen. Und um Wege zu finden, ihr Leben aktiv zu gestalten. 

Wir suchen Bilder über das bunte Spektrum der Selbsthilfe-Aktivitäten, Projekte, Initiativen, Gruppen. 

Über Versuche, eigenverantwortlich und doch gemeinsam mit anderen die Erkrankung anzugehen. Es geht 

um all jene, die keine Einzelkämpfer sein wollen und selbst aktiv und kreativ an ihrer Gesundung arbeiten.

Wir bieten die Plattform, Sie liefern die Bilder. In Ihrer eigenen Bildsprache.

Zur Teilnahme sind alle eingeladen, die an einer (Hoch-)Schule für Fotografie oder Design eingeschrieben 

sind, sowie junge Designer und Fotografen bis zu zwei Jahre nach Studienabschluss.

PREISGELDER: 1. Preis: 4.000 Euro ❘ 2. Preis: 2.500 Euro ❘ 3. Preis: 1.500 Euro

EINSENDESCHLUSS: Freitag, 12. Februar 2016 

JURY
Unsere prominent besetzte Jury prämiert die besten Wettbewerbsbeiträge im Frühjahr 2016 nach Konzept, 

Idee und Originalität im Umgang mit dem Thema. 

Ute Winkler, Referatsleiterin „Grundsatzfragen der Prävention, Eigenverantwortung, Selbsthilfe, 

Umweltbezogener Gesundheitsschutz“ im Bundesgesundheitsministerium 

Thomas Wurster, Verlagsleiter Projekte und Mitglied der Geschäftsleitung „DER TAGESSPIEGEL“  

Sibylle Fendt, Freie Fotografin und Dozentin für Fotografie an der Ostkreuzschule Berlin 

(aktuell: VISUALLEADER 2015, Deichtorhallen Hamburg)

Jonas Unger, Deutscher Fotograf aus Paris, bekannt durch internationale Magazin-Publikationen 

und Ausstellungsteilnahmen (aktuell: EGO UPDATE, NRW-Forum Düsseldorf)

Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG Selbsthilfe

Christian Zahn, Vorsitzender des Verbandes der Ersatzkassen e. V. (vdek)

PREISTRÄGEREHRUNG UND WANDERAUSSTELLUNG

Aus den eingereichten Fotos wird eine Wanderausstellung konzipiert. Die Ehrung der Preisträger und die 

Eröffnung finden im Sommer 2016 in Berlin statt. Die Ausstellung wird anschließend in den Bundesländern 

einem breiten Publikum präsentiert. 

WEITERE INFORMATIONEN

Download der Teilnahmebedingungen und des Teilnehmerformulars: www.vdek.com

Fragen an: fotowettbewerb@vdek.com

Ansprechpartner: 
Britta Rauh, Tel.: 0 30/2 69 31 - 12 61

Alexander Brunke, Tel.: 0 30/2 69 31 - 12 51
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Von Zentrifugalkräften und Überra-
schungseiern

Im ersten Podium diskutierten Berlins Ge-
sundheitssenator Mario Czaja (CDU), Vor-
standsvize der Kassenärztlichen Verei-
nigung (KV) Berlin Dr. med. Uwe Kraffel, 
Geschäftsführerin des Bundesverbandes 
Managed Care e.V. Dr. Susanne Ozegows-
ki und die Referatsleiterin Ambulante Ver-
sorgung, Ärzte, Arzneimittel der vdek-Lan-
desvertretung Rebecca Zeljar.

Berlins Gesundheitssenator bewertete 
gleich zu Beginn der ersten Podiumsrunde 
die rechtlichen Rahmenbedingungen durch 
das im Juli dieses Jahres verabschiedete 
GKV-VSG und auch die Regelungen für die 
Hochschulambulanzen für Berlin als gut 
geregelt. Zu der vor zwei Jahren durch das 
„90a-Gremium“ beschlossenen Absichtser-
klärung erhoffe er sich eine rege Debatte. 
Der damals von der KV Berlin, den gesetzli-
chen Krankenkassen sowie der Senatsver-
waltung für Gesundheit und Soziales ver-
abschiedete „Letter of Intent“ (LOI) sollte 
u. a. zu einer gleichmäßigeren Verteilung 
von tatsächlich besetzten Arztsitzen in den 
Berliner Bezirken sorgen. 

So sollen sich die Berliner Ärzte nicht 
mehr in überversorgte Bezirke niederlas-
sen können. Beispielhaft wies Czaja da-
rauf hin, dass die Arztdichte in Wilmers-
dorf ca. 400 Prozent betrage, während sie 
in Marzahn-Hellersdorf nur bei ca. 40 Pro-
zent liege. Aus seiner Sicht bedarf es der 
Klärung folgender Fragen: Wie entstehen 
diese Verhältnisse? Sind die richtigen Ärz-
te auf den richtigen Arztsitzen? Nutzen wir 
das Instrument des Praxisaufkaufs, um 
eine bessere und gerechtere Versorgung 

nicht mehr über den Innovationsfonds 
diskutiert werden, sondern jetzt mit der 
Entwicklung der Konzepte begonnen wer-
den“, so Ozegowski.

„90 Prozent Enttäuschte“

Prof. Dr. h.c. Herbert Rebscher, Vor-
standsvorsitzender der DAK-Gesundheit, 
bildete mit seinem Impulsvortrag „Mit 
Versorgungsmodellen zu Versorgungsge-
rechtigkeit?!“ den Kontrapunkt zur Vor-
rednerin Ozegowski. Schon der Einstieg 
war ernüchternd. Rebscher wies darauf 
hin, „dass nicht zusätzlich Geld ins System 
kommt“, sondern das Geld, das dem Inno-
vationsfonds zur Verfügung steht, dem 
Gesundheitsfonds zuvor entzogen wurde. 
Grundsätzlich, so Rebscher, gehe es dar-
um, aus einer Vielzahl von Selektivverträ-
gen zur Optimierung in der Versorgungs-
qualität zu finden. Einander vorzuwerfen, 
dass dabei einzelne Player im System In-
teressen verfolgen, sei absurd. Es sei völlig 
normal, dass alle Player Interessen verfol-
gen. „In diesem System hat jeder Interes-
sen. Wer keine hat, hat das System nicht 
verstanden, wer das System verstanden 
hat, hat Interessen.“ Die Aufgabe von Po-
litik müsse es dabei sein, im Rahmen der 
Gesetzgebung vernünftige Anreize zu set-
zen, Rahmen vorzugeben. Im konkreten 
Fall bedeute dies, dass durch das GKV-
VSG die Umsetzung echter Innovationen 
erleichtert werden sollte. Tatsächlich sei 
aber eine Förderbürokratie etabliert wor-
den. „Letztendlich wurden zwei Ministe-
rien und der Gemeinsame Bundesaus-
schuss beauftragt, Gelder, die aus dem 
Fonds abgezogen wurden, zu verteilen“, 
lautete Rebschers Kritik. Überdies drohe 
eine Überregulierung, da beispielsweise 
die integrierten Versorgungsverträge eu-
ropaweit ausgeschrieben werden müs-
sen. Deshalb befürchtet Rebscher, dass im 
Zuge des GKV-VSG der Verwaltungsauf-
wand Ausmaße annimmt, die kaum noch 
in einem vertretbaren Aufwand adminis-
trierbar seien. Sein Fazit zum GKV-VSG 
lautet daher: „Gute Idee, aber grotesk fal-
sche Ausführung.“

PODIUM I

Mit dem Versorgungsstärkungs-
gesetz will der Gesetzgeber die 
bestehenden und eingeleiteten 
Maßnahmen für ein stabiles, zu-
kunftsfähiges und soziales Kranken-
versicherungssystem konsequent 
weiterentwickeln. Am Ende wird 
das Versorgungsstärkungsgesetz 
auf viele Stellen im Gesundheitswe-
sen einwirken. Seitens der Politik 
wird – wie immer – an die betroffe-
nen Akteure appelliert, an der Sache 
orientiert an einer nach Möglichkeit 
gemeinschaftlichen und einheitli-
chen Lösung mitzuwirken. Möglich, 
dass die bereitgestellten Gelder für 
den Innovationsfonds langfristig 
die eine oder andere positive Wei-
terentwicklung in unserem Gesund-
heitswesen generieren. Fakt ist je-
doch, dass sich durch anstehende 
Reformen der Druck auf die Bei-
tragssätze zunächst weiter erhöht. 
Und die Politik? Noch im September 
dieses Jahres war sich Bundesge-
sundheitsminister Hermann Gröhe 
sicher, dass die finanzielle Situation 
der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung mit Reserven in Höhe von über 
15 Milliarden Euro stabil sei. Zum 
Jahresende steht nun fest, dass den 
gesetzlichen Krankenkassen rund 
drei Milliarden Euro fehlen. Das 
macht einen Anstieg des Beitrags-
satzes um bis zu 0,2 Prozentpunkte 
notwendig – zusätzliche Belastun-
gen, die in der derzeitigen Finanz-
systematik allein von den Versicher-
ten zu tragen sind. Verlässlichkeit 
darf keine Einbahnstraße sein.

K O M M E N T A R

Mit zweierlei Maß
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MICHAEL DOMRÖS  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
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hinzubekommen? Er „glaube trotz Interes-
senskonflikte an die Selbstverwaltung, aber 
diese muss auch die Verantwortung dafür 
übernehmen, wenn eine gerechte Vertei-
lung nicht gemacht wird“, so Czaja. 

Das KV-Vorstandsmitglied Dr. Kraf-
fel bezeichnete das GKV-VSG als „typi-
sches Beispiel für die deutsche Eigenart 
der Überregulierung.“ Kraffel sieht „die 
Notwendigkeit der Versorgungsforschung 
unter Berücksichtigung regionaler Unter-
schiede in den Berliner Bezirken.“ So kön-
ne man herausfinden, warum im Südosten 
Berlins mehr Menschen zum Kardiologen 
gehen als in Köpenick. In den vergangenen 
Jahren habe sich der Trend hin zu einer Bal-
lung ärztlicher Leistungsangebote auf be-
stimmte Bezirke verfestigt. „Ein Problem 
in Berlin ist die Konzentrierung in Versor-
gungszentren. Diese können nicht das al-
lein Gute sein“, so der KV-Vize. Durch die 
im GKV-VSG festgesetzte Aufkaufregelung 
erhoffe er sich „Zentrifugalkräfte, die be-
stimmte Arztgruppen wieder in für ihre 
Gruppe schlecht versorgte Gebiete vertei-
len.“ Die Aufkaufregelung sei „ein Mittel 

zur Verknappung und wäre dazu geeignet, 
sich dazu zu bekennen, wo man Arztpraxen 
haben möchte“, so Kraffel weiter. 

Rebecca Zeljar, Referatsleiterin Ambu-
lante Versorgung, Ärzte, Arzneimittel der 
vdek-Landesvertretung, griff das Thema 
Verhältniszahlen auf. Sie wies darauf hin, 
dass es in Berlin ein gewachsenes System 
gebe und die Metropole Berlin sich ganz 
anders entwickelt habe als Brandenburg. 
In Berlin gebe es eine sehr gute 

Versorgungssituation, da Berlin für Ärz-
te eine hohe Attraktivität besitzt. Wir müs-
sen aber auch über die Umlandversorgung 
nachdenken. Kritisch äußerte sie sich ins-
besondere über die Bemessungsgrenze von 
140 Prozent, bei deren Überschreitung mit 
Aufkäufen von Arztsitzen in den betreffen-
den Berliner Bezirken reagiert werden soll: 
„Die 140-Prozent-Regelung ist nur eine Re-
chengröße, vorgeschaltet ist aber der Be-
darfsplan. Wir müssen jetzt ganz genau 
schauen, was sich hinter den Zahlen ver-
birgt. Betrachten wir z. B. Facharztgrup-
pen wie Augenärzte, so wird schnell deut-
lich, dass die Leistungspalette bestimmter 

Arztgruppen viel weiter gefasst ist, als es 
auf den ersten Blick scheint. Die Arztsitze 
ähneln einem Überraschungsei.“ Zeljar be-
tonte weiter, dass Daten „kein Allheilmit-
tel“ sind, da Menschen mit dem System zu-
rechtkommen müssen. Deshalb sollten alle 
Beteiligten sich genauer mit den abstrakt 
gehaltenen Zahlen auseinandersetzen und 
sensibler mit dem Begriff der Überversor-
gung umgehen. „Unsere Zielsetzung muss 
es sein, sich mit Bestehendem auseinan-
derzusetzen, aber etwas Neues zu schaf-
fen.“ Sie gab zu bedenken, dass es aller-
dings ein paar Jahre dauern würde und viel 
Geduld erfordere, da dies ein Prozess sei. 

Ozegowski griff zum Stichwort „Be-
darfsplanung“ noch einmal die Randbe-
zirke auf. Spandau, Treptow-Köpenick 
und Pankow dürfe man nicht aus den Au-
gen verlieren. Die Praxen in den Berliner 
Randbezirken versorgen auch zahlreiche 
Patienten aus Brandenburg. Diese Tatsa-
che führe die 140-Prozent-Grenze einer 
angeblichen Überversorgung „ad absur-
dum.“ Wer sich die Bedarfsplanung auf die 
Fahne geschrieben hat, sei „beinahe egal.“ 
Wichtig sei es, dass ein Versorgungssys-
tem intelligent aufgestellt sei, so die Ver-
sorgungswissenschaftlerin.

Am Ende der Diskussion fand Michael 
Domrös, Leiter der Landesvertretung Ber-
lin/Brandenburg, versöhnliche Töne: Trotz 
bestehender Kontroversen sei im Verlau-
fe deutlich geworden, dass viele Aspekte 
des Versorgungsstärkungsgesetz positiv 
bewertet würden und „wir nur gemein-
sam die weitere Optimierung der Versor-
gungsqualität“ vorantreiben können. Nun 
bleibe zu wünschen, dass die Chancen und 
Möglichkeiten des Gesetzes nicht nur er-
kannt und benannt, sondern auch beherzt 
umgesetzt würden. Allen Beteiligten sei 
nochmals klarer geworden, dass für die 
Schaffung besserer und langfristig tragfä-
higer Versorgungskriterien eine gute Da-
tenbasis erforderlich sei. Es gelte zügig zu 
klären, inwieweit bestehende Daten zu-
sammengeführt werden können. Erste Ge-
spräche in diese Richtung konnten beim 
lockeren Ausklang der Veranstaltung ge-
sucht werden.  

DISKUTIERTEN ÜBER GESTALTUNGSMÖGLICHKEITEN DES GKV-VSG  (v.l. Berlins Gesundheitssenator Mario 
Czaja, Staatssekretärin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg Almuth 
Hartwig-Tiedt, Leiter der vdek-Landesvertretung Michael Domrös, Referatsleiterin Ambulante Versorgung, Ärzte, 
Arzneimittel der vdek-Landesvertretung Rebecca Zeljar, Geschäftsführerin des Bundesverbandes Managed Care 
e.V. Dr. Susanne Ozegowski, Vorstandsvize der KV Berlin Dr. med. Uwe Kraffel, MdB und Obfrau der Linksfraktion 
im Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages Birgit Wöllert und Vorstandsvorsitzender der KV Branden-
burg Dr. med. Hans-Joachim Helming)
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G E S U N D H E I T S F O R U M

„80plus“ – Herausforderungen 
für ein älter werdendes Berlin
Mitte Oktober 2015 hat im Rahmen des Gesundheitsforums der Landes-
gesundheitskonferenz Berlin ein zweites Forum zum Diskussionspapier 
„80plus“ stattgefunden, das sich an interessierte Berliner, Hochaltrige 
und Angehörige wendete.

V
erantwortliche aus Politik, der 
gemeinsamen Selbstverwal-
tung, der Leistungserbringer 
und weiteren verantwortlichen 

Verbänden haben sich den Fragen der 
Berliner gestellt.

Rebecca Zeljar, Referatsleiterin Ambu-
lante Versorgung, Ärzte, Arzneimittel der 
vdek Landesvertretung Berlin/Branden-
burg und Sprecherin für das Handlungsfeld 
„Versorgung am Lebensende“, bewertete 
nachfolgende Fragestellungen als Teilneh-
merin der Podiumsdiskussion wie folgt:

Was sind grundlegende Bedarfe für 
Hochaltrige im Zuge der qualitativen 
Versorgung?

Hochaltrige benötigen eine qualitativ hoch-
wertige Betreuung. Dazu sei eine Abstim-
mung aller an der Betreuung beteiligten 
Akteure zwingend notwendig. Als Ergän-
zung zur ambulanten Palliativversorgung 
(AAPV) und spezialisierten ambulan-
ten Palliativversorgung (SAPV) müssen 
niedrigschwellige Versorgungsangebote 

ausgebaut werden. Des Weiteren sei eine 
ganzheitliche Betrachtung der Lebenssitu-
ation erforderlich, um die Versorgung in-
dividuell abzustimmen. Um dem Rechnung 
zu tragen, setzt sich das Handlungsfeld mit 
den Themenfeldern „Netzwerke“, „Bera-
tung“, „Schnittstellen“, „psychosoziale Be-
treuung“ sowie „Vergütung“ auseinander.

Was funktioniert gut – wo sind die we-
sentlichen Lücken in der Qualität der 
Versorgung von älteren Menschen?

In Berlin bestehe eine einzigartige Ver-
sorgungsstruktur, die ihren Beginn in den 
90er Jahren gefunden hat. HomeCare e.V. 
hat eine Versorgungsstruktur aufgebaut, 
die in den vergangenen Jahren stetig aus-
gebaut worden ist. Das Zusammenspiel der 
an der Versorgung beteiligten Akteure gel-
te es auszubauen und zu optimieren, um die 
Möglichkeiten zum Verbleib in der Häus-
lichkeit zu gewährleisten. Hier können ggf. 
Projekte aus anderen Bereichen als Blau-
pause dienen. Die Überwindung von Sek-
torengrenzen sei ein wesentliches Element 
zur Verbesserung der bestehenden Versor-
gung, um die bestehenden Ressourcen effi-
zient einsetzen zu können.

Mit dem Dialogprozess „80plus“ möch-
te Zeljar insbesondere anstoßen, dass das 
bestehende Versorgungspotential in Berlin 
durch eine verbesserte Transparenz und die 
Optimierung von Schnittstellen in der Ver-
sorgung ausgeschöpft wird. Ihre Vision von 
einer guten gesundheitlichen Versorgung 
für hochaltrige Menschen in Berlin sei es, 
einen niedrigschwelligen und patienteno-
rientierten Zugang zu schaffen.  

Auf Basis von Kooperationsverträ-
gen mit den Palliativärzten sind 
in Berlin 33 spezialisierte Pallia-

tivpflegedienste in die Versorgung ein-
gebunden. Damit bieten ca. zehn Prozent 
aller Pflegedienste dieses spezialisierte 
Leistungsangebot an. Schwer kranke und 
sterbende Menschen brauchen in ihrer 
letzten Lebensphase bestmögliche Pflege 
und Betreuung. In diesem sensiblen Ver-
sorgungsbereich leisten die SAPV-Pflege-
dienste einen wichtigen Beitrag. Sie er-
möglichen den Sterbenden , ihre letzte 
Lebensphase zu Hause zu verbringen. Die 
spezialisierten Pflegedienste überneh-
men auf Basis der ärztlichen Verordnung 
den Erstbesuch bei schwer kranken Men-
schen zu Hause und stellen damit den 
Einstieg in die weitere ambulante palliati-
ve Versorgung sicher. Neben den elemen-
taren palliativ pflegerischen Maßnahmen 
fallen viele Leistungen mit hohem Koor-
dinationsaufwand an. Eine enge Abstim-
mung mit Ärzten, interdisziplinäre Fall-
besprechungen und Bereitschaftsdienste, 
aber auch Kriseneinsätze gehören zum 
Versorgungsalltag. Die Leistungserbrin-
gung setzt für die Pflegefachkräfte eine 
Palliativ-Care-Weiterbildung voraus. Da-
mit ist eine hohe fachliche Kompetenz 
gewährleistet. Vor dem Hintergrund der 
gesellschaftspolitischen Debatte – der 
Deutsche Bundestag hat am 5.11.2015 das 
Gesetz zur Verbesserung der Hospiz- und 
Palliativversorgung beschlossen – wur-
den die Verhandlungen über eine bean-
tragte Steigerung der Entgelte geführt. 
Um die spezialisierten Pflegedienste als 
wichtige Säule in der Palliativversorgung 
zu stärken und die palliativpflegerische 
Versorgung weiterhin sicherzustellen, ist 
die Vergütung der SAPV-Pflegeleistungen 
deutlicher als in anderen Versorgungsbe-
reichen angehoben worden.

V E R S O R G U N G

Spezialisierte ambu-
lante Palliativversor-
gung (SAPV) – Pflege 
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Nachdem in den vergangenen zehn Jahren bereits drei 
Versuche gescheitert sind, hat der Bundestag im vierten 
Anlauf nun ein Präventionsgesetz verabschiedet. Leider 

nimmt der Gesetzgeber einseitig die GKV-Beitragszahler in die 
Verantwortung für gesundheitliche Prävention. Aber es ist ge-
lungen, die gesundheits- und gesellschaftspolitische Bedeutung 
von Prävention und Gesundheitsförderung adäquat zu platzie-
ren. Während sich auf Bundesebene die Nationale Präventions-
konferenz konstituiert hat und aktuell trägerübergreifend da-
ran gefeilt wird, die Vorgaben der Bundesrahmenempfehlung 
zu konkretisieren, finden auf Landesebene zeitgleich und in en-
ger Abstimmung die Gespräche zur landesspezifischen Umset-
zung des Gesetzes statt. In den Ländern Berlin und Brandenburg 
herrscht innerhalb des GKV-Lagers weitgehend Konsens. Auf die 
Festlegung eines Federführers wurde daher verzichtet. Damit ist 
eine gute Basis für die weiteren Gespräche mit den Verantwort-
lichen im jeweiligen Land gelegt. In den nächsten Wochen sind 
weitere Beratungen zwischen den Akteuren geplant. Zeitnah 
nach Abschluss einer Vereinbarung auf Bundesebene soll auch 
auf Landesebene eine Landesrahmenvereinbarung geschlossen 
werden, die die Umsetzung des Gesetzes auf Landesebene re-
gelt. Ziel dabei ist, Aktivitäten der Prävention und Gesundheits-
förderung für alle Beteiligten zuverlässig und transparent zu 
regeln. Über Jahre gewachsene Strukturen sowie die enge Zu-
sammenarbeit von gesetzlichen Krankenkassen und Akteuren 
des Landes bestehen indes längst. Die vom Gesetzgeber forcier-
te Stärkung von Prävention und Gesundheitsförderung in Le-
benswelten, den sogenannten Settings, sind vor Ort gelebte Re-
alität. Sowohl im Rahmen individueller Präventionsprojekte als 
auch in Zusammenarbeit mit den übrigen Kassenarten setzen 
sich die Ersatzkassen seit vielen Jahren für eine nachhaltige Ge-
sundheitsförderung ein. Im Zuge der Umsetzung des Präventi-
onsgesetzes kann nun Bewährtes ausgebaut und ein verlässli-
cher Rahmen für alle Akteure geschaffen werden.

G E S U N D H E I T S F Ö R D E R U N G

Prävention bestmöglich  
für das Land Berlin nutzen

Mit Bonus mehr Geld von der Krankenkasse!

Wenigstens einmal in jedem Kalenderjahr sollten GKV-
Versicherte zum Zahnarzt gehen. Denn: Patienten mit re-
gelmäßig geführtem Bonusheft haben zum normalen 
Zuschuss ihrer Ersatzkasse Anspruch auf einen 20-prozen-
tigen Festzuschuss zum Zahnersatz, den sogenannten Bo-
nus. Voraussetzung hierfür ist, dass regelmäßige Unter-
suchungen beim Zahnarzt über einen Zeitraum von fünf 
Jahren lückenlos nachgewiesen werden.
Können diese mindestens einmal jährlich durchgeführ-
ten Kontrolluntersuchungen sogar über einen Zeitraum von 
zehn Jahren nachgewiesen werden, wird der Zuschuss der 
Ersatzkasse insgesamt um 30 Prozent erhöht. Die Bonus-
heft-Regelung soll jeden einzelnen GKV-Versicherten mo-
tivieren, regelmäßig zur Kontrolluntersuchung beim Zahn-
arzt vorbeizuschauen. Regelmäßige Kontrolle beim Zahnarzt 
nutzt nicht nur den Patienten, sondern auch der Kranken-
kasse, denn auch sie spart Behandlungskosten.

Neue (ambulante) Rehabilitationseinrichtung 
in Berlin Kreuzberg

Versicherte, die einer orthopädischen (muskuloskeletalen) 
Rehabilitation bedürfen, haben seit 1.11.2015 die Möglich-
keit, auch wohnortnah in Berlin Kreuzberg eine ambulante 
Maßnahme durchzuführen. Die Einrichtung befindet sich 
in der Bergmannstraße 5. Bei einer ambulanten Rehabi-
litationsmaßnahme führen die Patienten in der Regel von 
Montag bis Freitag in der Einrichtung eine Rehabilitation 
durch. Sie kommen morgens selbstständig oder mit einem 
Fahrdienst in die Einrichtung und können am Nachmittag 
wieder nach Hause in die vertraute Umgebung. Untersu-
chungen haben ergeben, dass ambulante Rehabilitations-
maßnahmen genauso effektiv sind wie stationäre Maß-
nahmen.

Familienfreundlich

Mit der erfolgreichen Rezertifizierung von Beruf und Fa-
milie im Sommer dieses Jahres setzt der vdek den bereits 
2012 eingeschlagenen Weg fort, seine Beschäftigten in der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu unterstützen. Ne-
ben den bisherigen Instrumenten, wie zum Beispiel eine 
flexible Arbeitszeitgestaltung und temporäre Heimarbeits-
plätze, sollen in den kommenden drei Jahren Themen wie 
Pflege von Angehörigen, Verbesserung der Führungskom-
petenz, der Arbeitsorganisation und der Kommunikation in 
den Fokus genommen werden.

K U R Z  G E F A S S T
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Wo bleibt die Verantwortung 
der Länder?
Eigentlich hat alles gar nicht so schlecht begonnen. Ende 2014 legte 
die Koalition nach intensivem Diskussionsprozess ein Eckpunktepa-
pier zu der avisierten Krankenhausreform vor.

Z
iel war es, die Versorgung der Be-
völkerung mit Krankenhausleis-
tungen zukunftssicher und vor 
allem qualitätsorientiert zu ge-

stalten. Heute, ein Jahr später, tritt bei der 
Lektüre des am 1.1.2016 in Kraft tretenden 
Krankenhausstrukturgesetzes Ernüchte-
rung ein. Sicher ist bis jetzt nur eines: Es 
wird teuer, sehr teuer. Und das ausschließ-
lich für den Beitragszahler, der über den 
Zusatzbeitrag die auf Dauer angelegten 
Milliarden-Kosten dieser Reform alleine 
schultern muss.

Investitionsfinanzierung wurde abermals 
nicht angepackt

Die Instrumente, mit denen die Poli-
tik den Krankenhäusern in einer auch 
für Reformgeübte überraschender Um-
fänglichkeit entgegengekommen ist, 
sind vielfältiger Natur: Sie heißen „Pfle-
gestellenprogramm“, „Hygieneförder-
programm“, „Anteilige Tarifkostenrefi-
nanzierung“, „verbesserte Finanzierung 

Hochschulambulanzen“ oder „Pflegezu-
schlag“, „Zentrumszuschlag“, „Sicherstel-
lungszuschlag“, „Verkürzung Fixkostende-
gressionsabschlag“ und noch einiges mehr.

Vor diesem Hintergrund ist es enttäu-
schend, dass die in der Verantwortung 
der Länder liegende notleidende Investi-
tionsfinanzierung weiterhin nicht ange-
packt wird. Hier die Länder in die Pflicht 
zu nehmen – wohlgemerkt in eine bereits 
seit 1972 im Gesetz verankerte Pflicht – ist 
abermals nicht gelungen. Vielmehr drängt 
sich der Eindruck auf, dass damit Grund-
lagen geschaffen werden, Investitionskos-
ten künftig in noch größerem Umfang als 
bislang aus Beitragsmitteln der gesetzlich 
Krankenversicherten zu „erwirtschaften“.

Es bleibt zu hoffen, dass die im Ge-
setz angelegte Qualitätsorientierung rea-
lisiert wird. Hier wird es ganz entscheidend 
auf die praktische Umsetzung ankommen. 
Der Gemeinsame Bundesausschuss ist ge-
fordert, zeitnah die Grundlagen dafür zu 
schaffen, dass die Beitragsmittel der ge-
setzlich Krankenversicherten in Zukunft 
viel stärker an der Qualität ausgerich-
tet gesteuert werden können. Und natür-
lich wird es auf die Länder ankommen, 
was sie letztendlich bereit sind, konkret in 
ihre Landesplanung zu übernehmen. Hier 
sind im Berliner Krankenhausplan 2016 
bereits qualitätsorientierte Ansätze ent-
halten, die darauf hoffen lassen, dass die 
Möglichkeiten des Krankenhausstrukturge-
setzes in Berlin zum Wohle der Patienten 
auch tatsächlich realisiert werden. Die Er-
satzkassen stehen hierfür für eine intensi-
ve Zusammenarbeit mit den Akteuren und 
insbesondere der Senatsverwaltung für 
Gesundheit bereit.  
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Alle Jahre wieder …

Nach dem Scheitern der Verhand-
lungen mit dem Landesverband 
der Privaten Rettungsdiens-

te e.V. (LPR) für 2015 waren die Entgel-
te für den Krankentransport in Berlin 
wieder einmal durch die Schiedsstel-
le festzusetzen. In deren Verlauf hat-
ten die Parteien über einen Vergleich zu 
entscheiden, der für die Unternehmen 
letztlich eine Entgelterhöhung von zehn 
Prozent bei einer Laufzeit bis 31.12.2017 
bedeutet hätte. Mit seiner Ablehnung 
setzte der LPR seine Alles-oder-nichts-
Strategie in gewohnter Tradition fort 
und erhielt die Quittung: Die Schieds-
stelle setzte am 11.11.2015 eine Entgelt-
erhöhung von 2,53 Prozent für die Zeit 
vom 1.1.2015 bis 31.12.2015 fest. Ob der 
LPR Klage gegen diese Entscheidung er-
hebt, bleibt abzuwarten.
Ungeachtet dessen, sind auch die Aus-
sichten für 2016 düster. Das gegenwär-
tig vorliegende Angebot der Unterneh-
merseite würde eine Erhöhung der 2015 
festgesetzten Entgelte um ca. 20 Prozent 
bedeuten und ist aus Sicht der Gesetz-
lichen Krankenversicherung nicht eini-
gungsfähig. Eine weitere Schiedsstellen-
entscheidung ist vorprogrammiert. 
Fazit: Solange der LPR seinen Mitglie-
dern rät, eine wirtschaftliche Betriebs-
führung, für die sie selbst die Ver-
antwortung tragen, von der Höhe der 
Beförderungsentgelte abhängig zu ma-
chen, sind die Aussichten auf künftige 
einvernehmliche Entgeltvereinbarun-
gen gering.
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Nachdem die Verhandlungen der Vertragspartner der ge-
meinsamen Selbstverwaltung Mitte dieses Jahres nach 
zähem Ringen um eine Einigung gescheitert sind, hat 

das Landesschiedsamt eine Entscheidung getroffen. Die Arz-
neimittelvereinbarung regelt das Verordnungsvolumen der 
Vertragsärzte und ermöglicht ihnen und den Patienten Sicher-
heit bei der Verordnung von Arzneimitteln. Das Gesamtvolu-
men beträgt 2015 mehr als 1,3 Milliarden Euro. Ein Schwer-
punkt zur Einleitung des Landesschiedsamtes war es, die 
Verordnungskosten bzw. die Ausgaben für die Hepatitis-C-Be-
handlung adäquat und sachgerecht in Berlin umzusetzen. Glei-
ches gilt für die Fortentwicklung der bestehenden Regelun-
gen zu den Praxisbesonderheiten. Während des Verfahrens im 
Landesschiedsamt haben die Vertragspartner sich darauf ver-
ständigt, dass Arzneimittel zur intravitrealen Injektion voll-
ständig als Praxisbesonderheit anerkannt werden. Die Richt-
größen werden linear in Höhe von 2,33 Prozent mit Wirkung 
zum 1.10.2015 erhöht.

L A N D E S S C H I E D S A M T

Arzneimittelvereinbarung

Beim Kampf gegen Alkoholmissbrauch setzen die Ersatzkas-
sen in Berlin weiter auf das Präventionsprojekt „HaLT – 
Hart am Limit“. In einem intensiven und kooperativen Ver-

ständigungsprozess haben die Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales in Berlin und die vdek-Landesvertretung die bis zum 
30.9.2015 befristete Vereinbarung zum 1.10.2015 ohne weitere Be-
fristung neu gefasst. 
Ziel der Strategie ist es, effektive und selbsttragende Strukturen 
im Land Berlin zu entwickeln, die sowohl eine nachhaltige Alko-
holprävention als auch die Absenkung der Fallzahlen der mit Al-
koholvergiftung stationär behandelten Jugendlichen sichern.
„HaLT“ kombiniert zwei Projektbausteine: Der proaktive Bau-
stein zielt darauf ab, bezirkliche Präventionsnetzwerke aufzu-
bauen und eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisie-
rung der Bevölkerung zu etablieren. Der reaktive Baustein – der 
von den Ersatzkassen finanziell unterstützt wird – greift, wenn 
Jugendliche wegen einer akuten Alkoholvergiftung stationär be-
handelt werden müssen. Zunächst findet ein Brückengespräch 
statt, bei dem Fachkräfte die Jugendlichen im Krankenhaus aufsu-
chen. Hier werden über Trinkmotive und -folgen sowie über per-
sönliche Verantwortung für das Verhalten des Jugendlichen ge-
sprochen. Im Elterngespräch wird versucht, über die Folgen von 
Trinkexzessen aufzuklären bzw. darüber gesprochen, wie ein sol-
ches Trinkverhalten vermieden werden kann. Im erlebnispäda-
gogischen Teil geht es darum, den Jugendlichen Alternativen auf-
zuzeigen, mit denen auch „Grenzerfahrungen, Spaß und riskante 
Situationen erleben“ verbunden sind. Sollte der Jugendliche statt 
der erlebnisorientierten Gruppenintervention eher Bedarf nach 
weiteren Einzelgesprächen haben, können alternativ bis zu zwei 
weitere Gespräche in Anspruch genommen werden. Am Ende der 
Intervention kann noch ein Abschlussgespräch geführt werden, 
bei dem persönliche Ziele vereinbart werden. „HaLT“ wirkt: er-
satzkassenversicherte Jugendliche trinken weniger!

A L K O H O L P R Ä V E N T I O N

Ersatzkassen setzen weiter auf 
„HaLT – Hart am Limit“
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Spezialisierte ambulante  Palliativversorgung (SAPV) für 
Kinder und Jugendliche

Zum vierten Quartal 2015 haben die Vertragspartner gemein-
sam eine Anpassung des Versorgungsvertrages und auch der 
Vergütung vorgenommen. Ziel der SAPV ist es, die Lebens-
qualität und die Selbstbestimmung schwerstkranker Men-
schen – in ihrem gewohnten Umfeld – soweit wie möglich zu 
erhalten, zu fördern und zu verbessern. Der Qualitätsbericht 
des Jahres 2014 zeigt deutlich, dass sich das Versorgerteam 
stetig und ständig mit der Weiterentwicklung der Versor-
gungsstrukturen auseinandersetzt, um die betroffenen Fami-
lien und deren Kinder in dieser schwierigen Lebenslage zu 
unterstützen. Insgesamt sind 2014 94 Kinder und Jugendliche 
in den verschiedenen Versorgungsebenen versorgt worden. 

Ersatzkassen auf der Überholspur

Die Ersatzkassen in Berlin sind weiter auf Wachstumskurs. 
Zum vierten Mal in Folge können sie sich mit einem Anteil 
von rund 53 Prozent als Marktführer innerhalb der GKV be-
haupten. Aktuell vertrauen über 1,5 Millionen Menschen ei-
ner Ersatzkasse, ein Zuwachs um 2,71 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr.

K U R Z  G E F A S S T
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In Zusammenarbeit mit den Ersatz-
kassen, dem vdek und Vertretern der 
Deutschen Rentenversicherung hat 

der YouTube-Kanal „MrWissen2Go“ ei-
nen Video-Film produziert, der u. a. die 
Selbstverwaltung erklärt. Der Produzent 
und Moderator widmet sich im Kurz-Clip 
hauptsächlich der Kranken- und Renten-
versicherung. Nach einem kurzen Kom-
mentar zu Bismarck, dem System der 
Krankenversicherung und dem Generatio-
nenvertrag erklärt der Moderator spritzig, 
wie soziale Selbstverwaltung und Mitbe-
stimmung funktionieren: Von uns gewähl-
te ehrenamtliche Personen entscheiden, 
wie unsere Gelder ausgegeben werden, 
also, ob z. B. die Hautkrebsvorsorge bezu-
schusst wird oder nicht. Am Ende weist er 
noch auf die kommenden Sozialwahlen 
2017 hin. Ein kurzer Blick in den Film lohnt 
sich. Seit Mitte Oktober wurde er über 
39.000 Mal aufgerufen, vielfach kommen-
tiert und „geliked“. 

S E L B S T V E R W A L T U N G

YouTube-Kanal 
 „MrWissen2Go“ 

Der Krankenhaus Rating Report 2015 
gibt einen Überblick über den aktuel-
len Klinikmarkt, untersucht die wirt-
schaftliche Lage der Krankenhäuser 
und gibt einen Ausblick bis 2020. Er 
beleuchtet die Frage, wie ein Investi-
tionsfonds ausgestaltet werden könn-
te und präsentiert hierzu ein neu-
es Konzept. Dass in vielen Regionen 
eine zu hohe Klinikdichte und zu we-
nig Spezialisierung vorherrschen, be-
legen die Autoren ebenso. Der Report 
bietet damit empirisch abgesicher-
te Erkenntnisse über die Entwicklung 
des Krankenhausmarktes.

Augurzky/Krolop/Hentschker/
Pilny/Schmidt 
Krankenhaus Rating Report 2015 
2015, 232 Seiten, € 349,99 (inkl. 
eBook), medhochzwei Verlag, 
Heidelberg

Ein Blick ins Ausland kann bei der 
Bewertung des eigenen Gesundheits-
systems helfen. Wie organisieren an-
dere Länder die Versorgung? Welche 
Leistungen werden dort angeboten 
– oder auch nicht? Welche Reformen 
hat man dort angeschoben? Das Buch 
bietet einen Überblick über die Ge-
sundheitssysteme in 31 Mitgliedsstaa-
ten der EU bzw. der OECD. Verglichen 
werden u. a. Gesundheitsausgaben 
und Finanzierung, Versorgungs-
strukturen sowie Daten zur Effizienz, 
Qualität und Nutzenorientierung der 
Gesundheitssysteme. Ein weiteres 
Kapitel erklärt die Gesundheitspolitik 
auf europäischer Ebene. 

Martin Schölkopf, Holger Pressel 
Das Gesundheitswesen im 
internationalen Vergleich 
Krankenhaus Rating Report 2015 
2014, 290 Seiten, € 69,95 
Medizinisch Wissenschaftliche 
Verlagsgesellschaft, Berlin
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Liebe Leserinnen und Leser, ein 
ebenso ereignisreiches wie spannen-
des Jahr geht zur Neige. Für die Er-
satzkassen war es erneut in  vielerlei 
Hinsicht ein erfolgreiches Jahr. Wir 
sind weiter gewachsen. Immer mehr 
Menschen sind von der Qualität un-
serer Leistungen überzeugt und ver-
sichern sich bei einer Ersatzkasse. 
Für uns Auftrag und Verpflichtung 
zugleich, bei der Umsetzung der zahl-
reichen Gesetzesvorhaben in diesem 
Jahr, stets die Interessen und Bedürf-
nisse unserer Versicherten im Blick 
zu haben.
Aber wie immer gilt: Wo Licht, da 
auch ein Schatten. Nicht alle in die-
sem Jahr durch den Bundestag verab-
schiedeten Gesetze können uns voll 
überzeugen, insbesondere die daraus 
folgenden einseitigen finanziellen 
Belastungen für unsere Versicherten 
sind nicht akzeptabel. Wir werden 
daran weiter arbeiten.
Apropos Licht: Weihnachten und der 
Jahreswechsel stehen vor der Tür! 
Ich möchte mich an dieser Stelle für 
die vielen guten Impulse, die inte-
ressanten Gespräche und vor allem 
die gute Zusammenarbeit seit mei-
nem Amtsantritt im März dieses Jah-
res sehr herzlich bedanken. 
Ihnen und Ihren Familien wünsche 
ich ein frohes, besinnliches und vor 
allem gesundes Weihnachtsfest und 
für das neue Jahr alles Gute!
Ihr

Michael Domrös

M E L D U N G

Frohe Weihnachten 
und ein erfolgrei-
ches Jahr 2016
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